
Anfang 2011 begann der Aufstand gegen die Assad-Regie-
rung. Es folgten die harte Repression durch das Regime und 
die Militarisierung der Rebellion. Zunehmend wurden eth-
nische und religiöse Minderheiten wie Christen und Kurden 
von den islamistischen Teilen der syrischen Opposition be-
droht und als potentielle Verräter gesehen.
Die mit der PKK verbündete Partei der demokratischen Ein-
heit (PYD), die stärkste Kraft unter den syrischen Kurden, 
hatte schon damals gewarnt, dass es a) nicht reicht das Regi-
me zu stürzen und zu hoffen, dass es dann eine demokrati-
sche und friedliche Neuordnung gibt und b) dass dieser Sturz 
militärisch nicht schnell und leicht erreicht werden kann. Sie 
vertritt deshalb eine dritte Position: Gegen Assad und für 
eine demokratische Revolution, aber gegen die Fortführung 
des Krieges, der auch ein Stellvertreterkrieg zwischen Iran, 
Russland, China auf der einen und USA, der EU und den 
Golfmonarchien auf der anderen Seite ist.
Auf der Grundlage dieser Haltung wurde in Rojava (kurdisch 
für „Sonnenaufgang“), den vorwiegend kurdischen Gebieten 
Afrîn, Kobanî (Ain al-Arab) und Cizîre (Dschazira) im Nor-
den/Nordosten von Syrien seit Sommer 2012 eine demokra-
tische Selbstverwaltung bzw. eine Rätedemokratie aufgebaut. 
Der syrische Staat wurde verdrängt, es gibt eine Art Dop-
pelherrschaft: Einige Einrichtungen des syrischen Staates 
existieren am Rande der Selbstverwaltung weiter, so wird der 
Militärflughafen in Qamishlo, der größten Stadt in Rojava, 
weiterhin vom syrischen Militär benutzt.
Teile der Freien Syrischen Armee (FSA) und andere Op-
positionskräfte haben deshalb bisher die Selbstverwaltung 
in Rojava gemeinsam mit islamistischen Kräften bekämpft. 
Angesichts der Bedrohung durch den Islamischen Staat (IS, 
vormals ISIS) wurde aber Anfang September ein gemeinsa-
mes Operationskommando der Volksverteidungskräfte aus 
Rojava (YPG) und der FSA gegründet.
Die 45.000 Milizionärinnen und Milizionäre der YPG haben 
schon lange vor dem Fall der nordirakischen Stadt Mossul 
im Juli dieses Jahres den Terror von IS/ISIS erfolgreich be-
kämpft. Anfang August hatten sie gemeinsam mit der Gue-
rilla der PKK der jesidischen Bevölkerung in Sinjar, West-
Irak, die Flucht ermöglicht und den Angriff des Islamischen 
Staates gestoppt. 

Der Gesellschaftsvertrag –  
das Manifest der Rojava-Revolution
Der am 6. Januar 2014 in der Stadt Amudê verabschiedete „Ge-
sellschaftsvertrag“ für Rojava enthält Grundsätze, die eine Alter-
native für ganz Syrien bzw. die ganze Region darstellen könnten:
„Die demokratisch-autonome Verwaltung ist Teil eines nicht zen-
tralistisch organisierten zukünftigen Syriens und dessen Vorbild. 
Ein föderales System ist das passendste Modell für Syrien, und das 
Verhältnis zwischen den autonomen Verwaltungen und der Zent-
ralregierung Syriens wird auf dieser Grundlage strukturiert.“ Der 
Gedanke, dass der Staat in die Gesellschaft zurückgenommen 
werden soll, wurde von einem Ausbilder der Sicherheitskräf-
te Asayis so formuliert: „Wir verstehen uns als Sicherheitskräfte 
zur Selbstverteidigung der Gesellschaft, nicht des Staates.“
Die Ausstrahlungskraft der primär kurdischen Bewegung 
auch auf andere Minderheiten gründet auf einer Bemühung, 
die Menschenrechte auch in Kriegszeiten zu schützen:
„JedeR hat das Recht auf politisches Asyl. KeineR, die/der Asyl 
beantragt, darf gegen ihren/seinen Willen abgeschoben werden. 
(…) Die Würde des Menschen ist unantastbar und muss geschützt 
werden. Niemand darf körperlicher oder psychischer Folter aus-
gesetzt werden. Wer Folter ausübt, wird bestraft. Für Festgenom-
mene und Inhaftierte werden Bedingungen für ein menschliches 
Leben geschaffen. Gefängnisse dürfen kein Ort der Bestrafung, 
sondern müssen als Bildungs- und Rehabilitationszentrum be-
schaffen sein (…) Der Gesellschaftsvertrag garantiert das Recht 
auf politisches Leben und verbietet die Todesstrafe.“
Eine Justizratsvertreterin erklärt: „Wir haben den Gefangenen 
schon die Freiheit genommen, wir wollen sie nicht noch durch 
ihre Haftbedingungen bestrafen.“

Die Rojava-Revolution – 
eine demokratische  
Alternative im Mittleren 
Osten



Der Verzicht auf die Todesstrafe ist für eine Befreiungsbe-
wegung, die sich im Kriegszustand befi ndet, ein besonderer 
Schritt. Martin Glasenapp von medico international stellt 
fest: „Die kurdische Selbstverwaltung kann auch Fehler zugeben 
und das ist im syrischen Krieg eher unüblich. Neulich war ein 
Team von Human Rights Watch in den kurdischen Regionen, 
um den Meldungen über Menschenrechtsverletzungen durch die 
kurdische Polizei nachzugehen … HRW dokumentierte Fälle 
von Schlägen in der Haft und auch von der Verfolgung von po-
litischen Aktivist_innen, die sich in Opposition zur PYD ver-
stehen, sagte aber auch ganz klar, dass es seitens der kurdischen 
Sicherheitskräfte keinerlei Massaker oder systematische Men-
schenrechtsverletzungen geben würde … Die kurdische Regio-
nalverwaltung dankte HRW für den Besuch und entschuldigte 
sich ausdrücklich für die stattgefundenen Vergehen, die sie mit 
der Kriegssituation, aber auch mit der jahrzehntelangen Kultur 
der Gewalt und Folter im alten syrischen Regime erklärte.“
Das großzügige Asylrecht ist ein wichtiges politisches Signal. 
Flüchtlinge aus Syrien und seit Neuem auch die Jesiden aus 
der Sinjar-Region im Irak wurden zu Zehntausenden aufge-
nommen und trotz eigener wirtschaftlicher Not versorgt.
Rojava ist eine landwirtschaftlich sehr reiche Region. 60 % 
des syrischen Weizens und Öls kommen von dort, außerdem 
wurde Baumwolle für den syrischen Markt produziert. Es 
hatte für Syrien den Status einer Kolonie. So wurde Getreide 
zwar produziert, aber nicht gemahlen. Öl wurde nicht in Ro-
java raffi  niert, sondern unter großem Aufwand ins syrische 
Kerngebiet geleitet. Durch Flucht und Krieg ist ein Ausnah-
mezustand bedingt, der zusätzlich für eine egalitäre Gesell-
schaftsstruktur und das Fehlen einer reichen Oberschicht 
sorgt. Ein Vertreter der Bewegung der Demokratischen 
Gesellschaft TEV-DEM dazu: „Wir wollen eine soziale und 
kommunale Ökonomie entwickeln, sie soll vor allem mit 
dem Aufbau von Kooperativen realisiert werden.“ 
In der Eröff nungsrede der 3. Konferenz der Jun-
gen Frauen des Kantons Cizîre fi ndet sich ein wei-
terer Leitsatz der Bewegung: „Das System der Unter-
drückung der Frau, das sich mit der kapitalistischen 
Moderne verbunden hat, ist die Basis aller Unterdrückung“.
Für alle Institutionen der Selbstverwaltung gilt eine Ge-
schlechterquote von 40 Prozent. Real stellen Frauen oft aber 

die Hälfte oder mehr der Leitungskräfte. Es entsteht der Ein-
druck einer „Revolution der Frauen“. Die Entschlossenheit 
der Bewegung und die relativ geringe Anzahl der betroff e-
nen Menschen (3,4 Millionen plus die Flüchtlinge) haben 
zumindest auf politischer Ebene eine weitgehende Verände-
rung der Geschlechterverhältnisse in kurzer Zeit ermöglicht.

Die strategische Bedeutung Rojavas
Im Mai 2014 hat eine Delegation der Kampagne Tatort Kur-
distan Rojava besucht. Die GenossInnen stellten fest: „Rojava 
ist der Versuch einer Basisorganisierung jenseits der kapitalis-
tischen Moderne und westlichem Interventionismus. Funk-
tioniert das Projekt Rojava, wird dies politische und soziale 
Auswirkungen weit über den Mittleren Osten hinaus haben. 
Dies würde die Strategie der NATO-Staaten durchkreuzen.“
Den Nachbarstaaten ist der antikapitalistische Ansatz in Rojava 
ein Dorn im Auge. Die Türkei hat im Norden einen Zaun und 
Mauern um Rojava errichtet, Südkurdistan (Nordirak) hat im 
Osten einen befestigten Graben gezogen, den es nun mit Militär-
stützpunkten ausbaut, nach Süden ist Rojava durch die Kampf-
verbände von ISIS und der Al-Nusra-Front vom Rest Syriens 
getrennt. Dieses Embargo hat gravierende Folgen für die Bevöl-
kerung. Ohne die kurdische Zivilgesellschaft in der Türkei gäbe es 
vielleicht schon heute kein Rojava mehr. Die kurdische Bewegung 
in der Türkei, aber auch in Europa leistet eine große Solidarität.
Die Türkei will die kurdische Selbstverwaltung und die Frei-
heitsbewegung der PKK und der PYD zerstören, entweder 
durch Unterstützung des Islamischen Staates oder durch eine 
Besetzung Nordsyriens. USA, EU und NATO unterstützen 
diesen Kurs, die Kurden werden wieder einmal zum Opfer 
internationaler Großmachtpolitik.

Angesichts dieser Situation ist die Unterstützung für Rojava 
und die Entwicklung politischer Beziehungen zur kurdischen 
Freiheitsbewegung sehr wichtig für die internationale Linke – 
so wie in den 1930er Jahre die Solidarität mit der spanischen 
Linken im Kampf gegen den Faschismus wichtig war.

Gesellschaftsvertrag Rojava: tatortkurdistan.blogsport.
de/2014/03/01/gesellschaftsvertrag-fuer-rojava
Berichte der TATORT-Delegation: tatortkurdistan.blogsport.
de/2014/05/26/mai-2014-berichte-der-rojava-delegation/
Ausstellung zu Rojava: 
rojava.blogsport.eu/
Aktuelle Informationen unter:
www.isku.org und civakaazad.de/


